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Es gilt das 
Verursacher-Prinzip! 


Die Bundespolitik tut sich 
schwer, Soldaten nach Nahost 
zu entsenden. Es sei undenk- 
bar, daß ein Deutscher je sein 
Gewehr gegen einen israeli- 
schen Soldaten richten müßte, 
heißt es. 


Das aber wäre unausweich- 
lich, wenn Israel immer wieder 
den Waffenstillstand brechen 
und mit seinen z.T. kriegs- 
verbrecherischen und völker- 
rechtswidrigen Aktionen fort- 
fahren würde. 


Also will man sich auf See- 
streitkräfte und humanitäre 
Hilfe beschränken, die von 
israelischen Bomben auf das 
Tanklager des Beiruter Elek- 
trizitätswerkes verursachte Öl- 
pest vor der Küste des Libanon 
bekämpfen und das THW zur 
Sicherstellung der Wasserver- 
sorgung, zum Wegräumen der 
Trümmer und Instandsetzung 
der zerstörten Infrastruktur im 
Libanon einsetzen. 


Diesem Vorhaben kann 
wohl jeder zustimmen, nicht 
aber der Ankündigung von 
Frau Merkel, die zusätzli- 
chen Kosten würden »bei 
den Haushaltsberatungen 
2007 eine Rolle spielen.« 


Es gilt das Verursacher- 
Prinzip! 


Unser Vorschlag: Humanitä- 
re und Wiederaufbauhilfe im 
Libanon und in Palästina ja, 
dafür aber sofortiger Stopp al- 
ler Zahlungen an Israel! 
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Gieriger Staat: 
Wie die Koalition 


Kern den Bürger schröpft’ 


*) Schlagzeile und Titelbild der »Welt am Sonntag« vom 14.5.2006 


Die Regierung greift nicht nur immer mehr in die Taschen der 
Bundesbürger, sie schüttelt den letzten Cent aus ihnen heraus! 


Im Windschatten der Fußball- 
Weltmeisterschaft, als keiner 
sich für Politik interessierte, hat 
die Große Koalition die größte 
Steuererhöhung in der Geschich- 
te der Bundesrepublik beschlos- 
sen. 


Die Steuerzahler werden allein 
im nächsten Jahr mit rund 30 Mil- 
liarden Euro zusätzlich belastet, 
aber die BRD spielt ihre Zahlmei- 
sterrolle unbeirrt weiter. 


Zahlmeister, 
bis der Bankrott kommt? S2 


Der Staat auf Beutezug S.3 


Die Zerstörung 
des Libanon S. 5-7 


Zur historischen Verpflich- 
tung der Deutschen S.8 


Grass und die Waffen-SS S.9 
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Das offene Wort 


Sparen statt in 
Urlaub fahren? 


Finanzminister Steinbrück (SPD) 
mahnt die Bürger der BRD, künf- 
tig auf Urlaubsreisen zu verzich- 
ten und stattdessen für die Auf- 
stockung ihrer schrumpfenden 
Renten und zugunsten späterer 
Pflegedienstleistungen zu spa- 
ren. Zusätzliche Einschnitte ins 
soziale Netz sowie nicht näher 
erläuterte neue Steuererhöhun- 
gen kündigte der Sozialdemokrat 
ja schon vor ein paar Wochen 
an. Angesichts leerer Öffentlicher 
Kassen mögen solche Warnun- 
gen ganz vernünftig klingen. Wa- 
rum aber schlägt dem Minister 
nun allenthalben mehr Mißfallen 
als Zustimmung entgegen? Ver- 
mutlich weil die Bürger merken, 
wie faul die Rechnung ist: 


Wir sollen uns einschränken, 
während die Regierenden un- 
sere Steuergelder ungebremst 
in alle Welt verteilen! 


Mindestens 9 Milliarden Euro 
haben allein die Auslandseinsät- 
ze der Bundeswehr in den letzten 
Jahren verschlungen. Und viele 
weitere Milliarden werden sie in 
Zukunft noch kosten. Hunderte 
Millionen Euro verschenken wir 
jährlich als Entwicklungshilfe an 
die Atommächte China und Indi- 
en. Für die Ausrüstung der israe- 
lischen Armee ist uns bekanntlich 
kein Preis zu hoch. Und interna- 
tionale Organisationen wie UNO 
und EU alimentieren wir großzü- 
gig mit zweistelligen Milliarden- 
Beiträgen. 


Das alles und noch mehr sollen 
wir gnädig übersehen und gefäl- 
ligst unsere Urlaubspläne strei- 
chen? 


Fein ausgedacht, Herr Mini- 
ster! Aber daraus wird nichts. 
Wir schlagen dem Bundeska- 
binett etwas anderes vor: Auf 
Herrn Steinbrück zu verzichten, 
denn Politiker, die mit zweierlei 
Maß messen, können wir uns in 
Deutschland nicht länger leisten! 


Herbert Rauter 
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Zahlmeister, bis 
der Bankrott kommt? 


Die Staatsfinanzen sind zerrüttet, 
eine Sanierung ist nicht in Sicht. 


Der Schuldenberg (Bund, Länder 
und Gemeinden) hat die Grenze von 
1,5 Billionen Euro überstiegen (siehe 
Seite 12: aktuell = 1.519.473.259.257 
Euro). 


Wenn kein Wunder geschieht, wird 
der Staat seine Schulden nie zu- 
rückzahlen können. Sie werden im- 
mer weiter steigen, möglicherweise 
auf eine Höhe, die eines Tages den 
Staatsbankrott unvermeidlich macht. 


Ein solcher Staatsbankrott tritt dann 
ein, wenn die »Öffentliche Hand«, 
also Bund, Länder und Gemeinden, 
die Zinsen, die den Gläubigern zu- 
stehen, nicht mehr aufbringen kön- 
nen oder wenn Banken und Private 
streiken und sich weigern, ihr Geld in 
neue Anleihen zu stecken. Dann ist 
eine Währungsreform fällig, der Staat 
ist entschuldet und die Sparer und 
alle Bürger sind enteignet. 


Wenn man die Zahlmeisterrolle be- 
trachtet, die die Bundesrepublik trotz 
dieser Gefahrenlage auch weiterhin 
spielt, kann man fast meinen, daß die 
politische Klasse sich im stillen Käm- 
merlein schon damit abgefunden hat, 
daß es so kommen wird. 


Daß die Deutschen einerseits den 
Exportweltmeister stellen, daß sie 
ein tüchtiges und hochbegabtes Volk 
sind und nach einer jüngsten Unter- 
suchung angeblich sogar das intelli- 
genteste in Europa, und daß ande- 
rerseits die politische Klasse unser 
Land trotz immer höherer Steuerein- 
nahmen an den Rand des Abgrundes 
geführt hat, ist für den unwissenden 
Normalbürger unbegreiflich. 


Was die Rolle des Zahlmeisters für 
Europa, an die ehemaligen Sieger- 
mächte und alle sonstige Welt seit 
1948 insgesamt gekostet hat, läßt 
sich — auch nach Auskunft der Bun- 
desregierung — nicht annähernd ge- 
nau ermitteln. 


Stichwort »Laufende 


Übertragungen« 


Ein Beispiel für die Höhe der früher 
erzwungenen und heute »freiwilli- 
gen« jährlichen Geldabflüsse findet 
man in der deutschen Zahlungsbi- 
lanz, die regelmäßig von der Deut- 


SPIEGEL DER ZEIT 


schen Bundesbank veröffentlicht 
wird — die aber kaum ein Bürger liest 
und versteht. 


Ein Teil dieser Zahlungsbilanz ist 
die »Leistungsbilanz«. In ihr findet 
man u.a. den Posten »Laufende 
Übertragungen«, die sich 2005 auf 
28,5 Milliarden Euro beliefen. 


Den größten Posten bilden dabei 
die Beiträge zu den Haushalten in- 
ternationaler Organisationen ein- 
schließlich EU mit 16,2 Milliarden 
Euro, dazu die Entwicklungshilfe und 
vieles andere mehr. Die Schuldener- 
lasse an Entwicklungsländer werden 
getrennt unter dem Punkt »Vermö- 
gensübertragungen« aufgeführt. 


Fast 30 Milliarden Euro flossen 
demnach im letzten Jahr (ohne die 
Schuldenerlasse) unter diesem 
harmlos klingenden Titel »Laufende 
Übertragungen« an das Ausland ab. 


Nicht enthalten sind darin die Waf- 
fengeschenke an Polen, die Türkei 
und Israel, die Wiedergutmachungs- 
zahlungen, die Stationierungskosten 
für die Briten und US-Soldaten, die 
sogar volles deutsches Kindergeld 
erhalten (auch wenn die Kinder in 
den USA leben!), die Kosten der So- 
zialversicherungsabkommen usw. 


Peter Scholl-Latour warf den deut- 
schen Politikern schon vor Jahren 
vor, sie drängten sich mit deutschem 
Geld förmlich auf. Das sei ein »of- 
fenbar zwanghafter Reflex aus der 
Nachkriegszeit, der noch aus dem 
deutschen Schuldkomplex des Zwei- 
ten Weltkrieges herrührt.« Da der bis 
heute fortwirkt, werden wir also zah- 
len, bis der Bankrott kommt. 


ZUM WEINEN 
Bürger zahlen 110 


Milliarden 


Berlin — Durch die geplanten 
und beschlossenen Steuerer- 


höhungen (u.a. Gesundheit, 
Mehrwertsteuer, Reichensteu- 
er) werden die Bundesbürger 
bis zum Jahr 2010 mit rund 
110 Milliarden Euro zusätzlich 
belastet, schätzt der Bund der 


Steuerzahler. (Bild, 3.7.2006) 
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Steuerzahlerbund: »Der Staat auf Beutezug« 


Bisherige und bis 2010 geplante Steuereinnahmen laut Steuerschätzung vom Mai 2006 


»Nach uns die Sintflut« 


Die Steuereinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden steigen 
in diesem Jahr gegenüber 2005 
um 13,5 Milliarden Euro an. Im 
nächsten Jahr werden es weitere 
knapp 30 Milliarden Euro mehr 
sein. Im Jahr 2008 werden die ge- 
samtstaatlichen Steuereinnahmen 
voraussichtlich die 500-Milliarden- 
Grenze überschreiten. 


Seit 1990 sind die Steuereinnah- 
men des Staates von knapp 290 
Milliarden Euro auf 452 Milliarden 
Euro im Jahr 2005 gestiegen, und 
bis zum Jahr 2010 werden sie 
— sollte die geplante Mehrwert- 
steuererhöhung tatsächlich kom- 
men — sogar auf über 537 Milliar- 
den Euro ansteigen. 


Doch trotz dieser für den Nor- 
malverbraucher unfaßbaren Mil- 
liardensummen, die den Bürgern 
aus der Tasche gezogen werden, 
ist die BRD pleite und nach eige- 
nem Eingeständnis der derzeiti- 
gen Bundeskanzlerin ein »Sanie- 
rungsfall«. 


Der Staat krankt nicht an zu we- 
nig Einnahmen, sondern daran, 
daß er zu viel und zu freigiebig und 
auch noch falsch ausgibt! Seit Jah- 
ren ist für verantwortungsbewußte 
Deutsche zu erkennen, wohin die 
Reise geht: in eine ausweglose 
Zins- und Schuldenfalle. 


Im Jahr 1991 betrug der Anteil 
der Zinsausgaben an den Gesamt- 
ausgaben im Bundeshaushalt zum 
Beispiel noch unter 10 Prozent. 
Heute sind es mitrund 40 Milliarden 
Euro Zinsen jährlich 14,4 Prozent, 
und mit steigenden Zinsen werden 
sie einen immer größeren Anteil 
der Steuereinnahmen auffressen. 
Vor der gleichen Ausweglosigkeit 
stehen die meisten Bundesländer 
mit ihren Landeshaushalten. 


Für die sozialen Sicherungs- 
systeme wurden 1991 rund 34 
Prozent des Bundeshaushaltes 
ausgegeben, heute sind es schon 
51,2 Prozent. 


Angesichts dieser tickenden 
Zeitbomben wäre in allen Be- 
reichen der Ausgabenpolitik ein 
radikaler Bruch mit aller bishe- 


(Quelle: Bundesfinanzministerium) 


rigen »Verpflichtungs«-Politik 
erforderlich. 


Stattdessen greift man den Steu- 
erzahlern immer tiefer in die Ta- 
schen und macht trotzdem noch 
neue Schulden, allein in diesem 
Jahr 38,3 Milliarden Euro. 


Diese Politik nach dem Motto 
»Nach uns die Sintflut« kann 
auch nur so enden. 


SPAREN? 


32% > 


Gerne! Dann 
aber richtig 


Wir sagen Ihnen wie! 
UN » Postfach 400 215 » 44736 Bochum 


(als Aufkleber erhältlich) 


STEUERN STEIGEN, SCHULDEN WACHSEN 
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Es wird höchste »Zeit für Taten« 


Gemeinsam 
für Deutschland. 


Zeit für Taten. 


www.zeit-fuer-taten.de 


Wahlplakat der sogenannten »großen Volkspartei« 


Da konnten Herr Stoiber und Frau 
Merkel noch gut lachen. Doch bei 
ihren Taten als Bundeskanzlerin 
sollte Frau Merkel das Lachen ei- 
gentlich vergangen sein. 


Das so freigiebige Verteilen der 
Steuergelder in alle Welt scheint 
sie sich als ehemalige Familien- 
ministerin vom damaligen Kanzler 
abgeschaut zu haben. 


Nach dem EU-Finanzgipfel Ende 
letzten Jahres feierte die Bun- 
deskanzlerin den »Kompromiß« 
als einen »großen Erfolg« für 
Deutschland. Experten rechneten 
nach und kamen zu dem Ergeb- 
nis, daß dieser »große Erfolg« für 
den deutschen Steuerzahler eine 
jährliche Mehrbelastung von zwei 
Milliarden Euro bedeutet. 


Mit Hilfe der ebenfalls an der 
Regierung beteiligten SPD wurde 
die größte Steuererhöhung in der 
Geschichte der Bundesrepublik 
beschlossen: Die Erhöhung von 
Mehrwert- und Versicherungssteu- 
er um drei auf 19 Prozent. 


Damit hätte der Finanzminister 
fast 500 Milliarden Euro an jährli- 


chen Steuereinnah- 
men, so viel wie noch 
nie zuvor in der Bun- 
desrepublik. 


Kritikerwarnen aller- 
dings davor, daß die- 
se ungeheure Steu- 
erlast die Konjunktur 
vollends abzuwürgen 
droht, noch mehr Ar- 
beitsplätze vernichtet 
und am Ende nicht zu 
steigenden, sondern 
sinkenden Steuerein- 
nahmen führt. 


Hinzu kommt noch 
die von der Großen 
Koalition großspurig 
angekündigte Ge- 
sundheitsreform. Erst 
habe man Kranken- 
versicherungsbeiträ- 
ge »mindestens sta- 
bil halten, möglichst 
aber senken« wollen. 
Von einem steuerfi- 
nanzierten Modell war die Rede, 
wozu höhere Steuereinnahmen 
benötigt würden. 


Nun soll ein sogenannter »Ge- 
sundheitsfonds« eingerichtet wer- 
den. Die Beiträge, die bislang von 
den annähernd 300 (!) gesetzli- 
chen Krankenkassen eingezogen 
wurden, sollen nun durch eine 
neue zentrale Gesundheitsbe- 
hörde erfaßt und an die Kassen 
zurückgeleitet werden. Für diese 
»Verwaltung« kann man mit Ko- 
sten in Höhe von 0,5 Prozentpunk- 
ten auf den Beitragssatz rechnen. 


Nach der Sommerpause soll nun 
das »Terrorismusbekämpfungser- 
gänzungsgesetz« verabschiedet 
werden. Der Entwurf dazu sieht vor, 
daß alle deutschen Geheimdienste 
Konten abfragen und Zugriff auf 
Fahrzeughalterdaten haben sollen. 
Auskunftspflichtig gemacht werden 
sollen neben den Banken auch die 
Betreiber von Fluglinien, Post- und 
Telekommunikationsdienstleister. 
Weiterhin soll es möglich sein, in- 
nerhalb der EU Personen rund um 
die Uhr zu überwachen. 


ZEIT FÜR TATEN! 


Dieses Gesetz soll dann nicht 
mehr nur gegen den internatio- 
nalen Terrorismus angewendet 
werden, sondern auch für »verfas- 
sungsfeindiiche Bestrebungen« 
im Inland gelten. Wer unter diese 
»Bestrebungen« fällt, ist unklar. 
Es könnte ja schließlich jeder Mi- 
chel eines Tages seine Zipfelmüt- 
ze hochschieben. ... 


Frau Merkel und die ganze Welt 
wissen, daß sowohl der innen- als 
auch außenpolitische Kurs der 
Bundeskanzlerin dem Willen der 
übergroßen Mehrheit des deut- 
schen Volkes zuwiderläuft. Das al- 
lerdings scheint sie nicht weiter zu 
kümmern, unbeirrt verfolgt sie ihre 
Ziele und hat auch bereits ange- 
kündigt, ihre Bemühungen um eine 
europäische Verfassung, welche 
in weiten Teilen das Grundgesetz 
überlagern würde, fortzusetzen. 


Abgeschafft werden soll dage- 
gen die im Grundgesetz festgeleg- 
te Beschränkung der Bundeswehr 
auf die Heimatverteidigung. Laut 
Verteidigungsminister Jung (CDU) 
sei es in unserem »nationalen In- 
teresse, internationale Seewege 
und den Zugriff auf fremde Boden- 
schätze abzusichern«. Dies erin- 
nert ein wenig an die Worte von 
US-Präsident George W. Bush, 
der mit Frau Merkel neulich einen 
Spaziergang auf der Insel Usedom 
unternahm, streng abgeschirmt 
und als jubelndes Beiwerk nur 
geladene Gäste (dies kennt Frau 
Merkel wohl noch aus ihren Zeiten 
als Funktionärin für Agitation und 
Propaganda in der DDR). 


Unterhalten hat man sich mögli- 
cherweise über den bevorstehen- 
den Kreuzzug gegen den Iran, wird 
Frau Merkel doch zur Zeit nicht 
müde, ständig mit dem Finger auf 
dieses »böse Land« zu zeigen. 


Hätte sie nicht besser damit zu 
tun, Schaden von unserem Land 
abzuwenden und seinen Nutzen 
zu mehren? 


Frau Bundeskanzlerin, wir wol- 
len endlich richtige Taten sehen! 
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Die Zerstörung des Libanon: Mord, 
Chaos und Massenflucht nach Plan 
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Zu den Hintergründen der us-israelischen Kriegspolitik 


»Als wär's ein Kinderspiel: Israelische Mädchen schrieben am Montag Grüße auf Geschosse der 
Artillerie. An diesem Tag starben im Libanon 46 Menschen.« (Hannoversche Allgemeine Zeitung, 18.7.2006) 


»Dies ist eine amerikanische Operation 
- ausgeführt von Israel.« 


Dieses Zitat von George W. Bush 
zum Angriff Israels auf den Libanon 
veröffentlichte der internationale 
Hintergrundinformationsdienst »in- 
ter-info“ (Linz) in seiner August- 
Ausgabe (Folge 333). 


Das Ziel: Erez Israel 


Israel bombt sich im Nahen 
Osten mit voller Unterstützung 
der USA das geplante »Erez Isra- 
el« (Groß-Israel) frei und die USA 
nutzen diesen Krieg planmäßig, 
um ihr Ziel, die Schaffung eines 
»Neuen Nahen Ostens«, zu errei- 
chen. 


»Erez Israel« umfaßt neben Jor- 
danien, dem Libanon, einen Groß- 
teil Syriens, des Irak, den Nordteil 
Saudi-Arabiens und die Sinai-Halb- 
insel mit einem Teil Ägyptens. In be- 


kannter Vorliebe für Symbole zeigt 
auch die israelische Flagge dieses 
Ziel: In der Mitte der Davidstern 
und auf beiden Längsseiten außen 
je ein blauer Streifen auf weißem 
Grund: Israel in den Grenzen zwi- 
schen den blauen Flüssen Euphrat 
und Tigris und dem Nil: Erez Israel. 


Washington und Tel Aviv registrie- 
ren mit unverhohlener Genugtuung 
die »Erfolge Israels beider Bekämp- 
fung des Terrors«. Washington hat- 
te Israel völlig freie Hand für den 
Angriff auf den Libanon zugesagt. 
Rund um die Uhr liefen die Waffen- 
lieferungen der USA an Israel. 


Die israelische Luftwaffe erhielt 
und erhält, was sie sich wünscht: 
Präzisions-Lenkwaffen für die Bun- 
kerbekämpfung (die auch zur Aus- 


HINTERGRUNDWISSEN 


schaltung der UNO-Beobachtungs- 
truppen und der Ermordung der 
UNO-Beobachter dienten), setzt 
verbotene Waffensysteme ein (che- 
mische Kampfstoffe, Streubomben, 
weißen Phosphor und Napalm). 


Wie zu erfahren war, haben 
nächtlich unter größter Geheim- 
haltung auch US-Kampfflugzeuge 
den Libanon bombardiert und da- 
bei amerikanische »Superwaffen« 
eingesetzt. 


Die USA kümmern sich in einer 
an Überlegenheitswahn grenzen- 
den Selbstüberschätzung bei ihren 
Kriegen wie gegen den militärisch 
hoffnungslos unterlegenen Irak um 
keinerlei internationale Abkommen 
(Genfer Konvention, Haager Land- 
kriegsordnung, UNO-Resolutionen) 
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oder gar um die Maßstäbe, die sie 
im Nürnberger Kriegsverbrecherrtri- 
bunal gesetzt haben, um deutsche 
Soldaten als Kriegsverbrecher am 
Strang zu erwürgen. 


Die Wehrlosmachung 
des Libanons 


Da der Libanon durch die An- 
wesenheit starker syrischer 
Truppenverbände einigermaßen 
gegen Angriffe US-Israels ge- 
schützt war, mußte das Land in 
planmäßiger Vorbereitung seiner 
Zerstörung vorab »abgerüstet« 
werden. 


Das ist der Grund, warum Syrien 
durch geheimdienstliche Maßnah- 
men der USA und Israels Mossad 
in »antilibanesische Aktionen« ver- 
wickelt und durch geschickt mani- 
pulierten »internationalen Druck« 
gezwungen wurde, seine Verbände 
aus dem Libanon abzuziehen. 


Spätestens als das unter großer 
medialer Aufmachung geschah, 
war abzusehen, daß es bald losge- 
hen würde. Wer glaubt, der Grund 
für den israelischen Angriff und die 
Zerstörung der libanesischen Infra- 
struktur (Brücken, Straßen, Elektri- 
zitätswerke, Öltanks) hätte etwas 
mit der Entführung zweier Soldaten 
und dem Versuch ihrer Befreiung 
zu tun, der glaubt auch noch an den 
Weihnachtsmann. 


Der Überfall folgt einem 
lange gefaßten Plan 


Nach Aussage von US-Präsident 
Bush höchstpersönlich und nach 
allen Plänen der US-Administrati- 
on war und ist die Zerstörung des 
Libanon ein amerikanischer Plan, 
den sich Israel zunutze macht. 


Die US-Außenministerin Condole- 
ezza Rice erklärte, die Schmerzen 
Libanons seien die »Geburtswehen 
eines neuen Nahen Ostens«. 


Bei ihrer Pressekonferenz im Sta- 
te Departement am 21.7.2006 führ- 
te sie dazu aus: 


»Ich sehe als einziges Interes- 
se der Diplomatie, den Status quo 
ante zwischen Israel und dem Liba- 
non wiederherzustellen. Ich denke, 
das wäre ein Fehler. 


Was wir hier mitverfolgen, sind 
gewissermaßen die Anfänge, die 
Geburtswehen eines neuen Nahen 
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Bomben auf Beirut: Wie man mit der Zerstörung ganzer Stadtteile der Hauptstadt 
eines anderen Landes » Terroristen« bekämpft, versteht kein Mensch auf der Welt 


Ostens, und was auch immer wir 
tun, wir sollten sicher sein, daß wir 
in Richtung eines neuen Mittleren 
Ostens voranschreiten und nicht 
zum alten zurückkehren.« 


Wer lesen kann, erkennt aus 
dieser feinen Unterscheidung 
zwischen einem »nahen« und ei- 
nem »mittleren« Osten die näch- 
sten Kriegsziele: Syrien und den 
Iran. 


Dies alles entspricht dem Plan, 
die lange vorbereitete Theorie der 
»Chaos-Herstellung« in die Praxis 
umzusetzen. Nach Ansicht der so- 
genannten »Neokonservativen« 
um Dick Cheney, Donald Rums- 
feld, Paul Wolfowitz und Richard 
Perle ist die Zerstörung jeder Form 
von Widerstand gegen jede Neu- 
ordnung am sichersten dadurch zu 
erreichen, daß man die Massen ins 
Chaos stürzt. 


Auf diesem Gebiet sind die Inter- 
essen der USA und Israels völlig 
gleich. Im Schatten der Weltöffent- 
lichkeit, die sich auf den Libanon 
konzentriert, zerbombt es verstärkt 
die palästinensischen Gebiete und 
will so die seit Jahrzehnten ge- 
schundene und gedemütigte Bevöl- 
kerung zur Massenflucht bewegen. 


ÜBER KRIEGSPLÄNE ... 


Der Wunsch Israels, den Li- 
banon zu teilen und einen Teil 
davon zu annektieren, ist auch 
nicht neu. 


Dieses Vorhaben wurde schon 
1957 von Ben Gurion offiziell ver- 
kündet. Dieser Plan wurde in ein 
ausgedehntes Kolonisierungs- 
projekt des Nahen Ostens einge- 
bunden und unter dem Titel »Eine 
klare Zäsur: eine neue Strategie 
zur Sicherung des Königsreichs« 
bekannt. Dieses Dokument wurde 
in einer von Richard Perle einberu- 
fenen Expertengruppe vorbereitet 
und an Benjamin Netanyahu über- 
geben. Es sah folgendes vor: 


m Annullierung des Osloer Ab- 
kommens, 


m Eliminierung von Jassir Arafat, 


m Sturz von Saddam Hussein im 
Irak, um in der Folge Syrien und 
den Libanon zu destabilisieren, 


m Zerstörung und Auflösung 
des Irak mit dem Ziel, auf dessen 
Gebiet einen palästinensischen 
Staat zu gründen und 


m Einbindung Israels als ergän- 
zende Basis für die kommenden 
us-amerikanischen Kriege im 
Nahen und Mittleren Osten. 
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Was wir heute erleben, ist die Fort- 
führung dieser »Neuformung des 
Mittleren Ostens« (Zitat George W. 
Bush), mit der die USA sich nicht nur 
die Kontrolle über die reichen Ölvor- 
kommen der Region sichern wollen, 
sondern mit der die politischen Re- 
gime gestürzt, die Grenzen und die 
Staaten selbst verändert und im 
US-israelischen Sinne geformt und 
beherrscht werden sollen. 


Und das alles mit 
deutscher Beteiligung? 


Am 23. März dieses Jahres hat die 
NATO den Flughafen Leipzig als 
Standort für strategische Lufttrans- 
porte in zukünftige Krisengebiete 
übernommen und baut ohne Infor- 
mation der Betroffenen die Lande- 
bahnen aus. 


Die militärischen Start- und Lande- 
rechte sollen der »NATO Response 
Force« (NRF) die schnellstmögli- 
che Verlegung ihres Großgerätes in 
Großraumflugzeugen ermöglichen. 


Um die beabsichtigten Angriffs- 
operationen (Verzeihung: »Frie- 
densmissionen«) ohne Zeitverlust 
zu ermöglichen, übernimmt die Luft- 
waffenbasis Leipzig die Verladung 
von Großgerät wie z. B. Panzern, 
Hubschraubern, Raketen und Muni- 
tion im Tag- und Nachtbetrieb. 


Auf Drängen des Pentagon und 
des NATO-Oberkommandierenden 
General James L. Jones zur Eile 
wurde die Einsatzbereitschaft dieser 
neuen NATO-Basis vom vorher ge- 
planten Termin zum 1.10.2006 vor- 
verlegt und am 23.3.2006 in Leipzig 
von höchstrangigen Politikern und 
Militärs gebührend gefeiert. 


Diese Eile ist höchst verdächtig 
und läßt neben dem zwischenzeit- 
lichen Überfall auf den Libanon an 
eine bevorstehende militärische 
Gewaltaktion gegen den Iran den- 
ken. 


Zwar widerspricht die Errichtung 
dieser Luftwaffenbasis Leipzig ein- 
deutig den Vereinbarungen des 
»2+4-Vertrages« von 1990, wonach 
die NATO keine Militärstützpunk- 
te auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR errichten darf, doch stört das 
zwischenzeitlich niemanden mehr. 


(Zusammengestellt nach Berichten des »inter- 
info«. Bei Fragen nach den uns nicht vorliegen- 
den Quellen und Belegen wenden Sie sich bitte 
direkt an den Herausgeber Ernst Steinwender, 
A-4614 Marchtrenk, Linzer Str. 110) 
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Wie man Kindern den Krieg erklärt 


Wenn man das Welt-Kriegsgeschehen verfolgt, kann man eigentlich nur noch 
in Galgenhumor verfallen. Hier eine treffende satirische »Kriegserklärung« von 
Wolfgang Schaller in der Sächsischen Zeitung vom 8.8.2006, leicht gekürzt und 


in alte Rechtschreibung umgesetzt: 


»Die Kriegserklärung« 


Liebe Kinder, heute wollen wir nun 
die Frage stellen, was man mit ei- 
nem Krieg machen muß. Und da 
hat der Papst gesagt, daß man im 
Unterschied zu unserer Kanzlerin 
den Krieg sofort absetzen muß, 
weil ein Krieg viel mehr Unheil 
anrichtet als beispielsweise eine 
Gesundheitsreform. 


Und auch die UNO sagt, daß 
Schluß sein muß mit dem Krieg, 
aber nicht sofort, weil die USA sa- 
gen, sofort geht nicht, weil Israel 
sagt, sofort geht nicht, erst müs- 
sen wir siegen, obwohl der Papst 
gesagt hat, in einem Krieg gibt es 
keine Sieger. 


Aber Israel will erst die Hisbollah 
vernichten, obwohl die Hisbollah 
immer stärker wird durch Isra- 
els Verteidigung, weil sich immer 
mehr Araber mit den Terroristen 
solidarisieren, weil die israelischen 
»Friedenskämpfer« schon so vie- 
le Kinder weggebombt haben, 
was aber nur ein Irrtum war und 
Irren ist menschlich. Und wenn li- 
banesische oder palästinensische 
Kinder weggebombt werden, hört 
auch der böse Krieg auf. 


Denn der deutsche Philosoph 
Peter Sloterdijk hat gesagt, schuld 
an dem Krieg sind die viel zu vie- 
len Kinder bei den Hamas und den 
Hisbollahs, weil die keine Zukunft 
haben und keinen Beruf erlernen 
können außer Selbstmordattentä- 
ter. 


Aber obwohl die israelischen 
Mütter gar nicht so übermäßig 
viele Kinder gebären, ballert auch 
die Hisbollah von libanesischem 
Gebiet auf israelische Kinder, ob- 
wohl eine UNO-Resolution den 
Libanon schon seit vielen Jahren 
aufgefordert hat, die Hisbollah zu 
entwaffnen. Aber die libanesische 
Regierung hört nicht auf die UNO, 
weil Israel seit vielen Jahren auch 
nicht auf die UNO hört. 


=: UND KRIEGSZIELE 


Und so kommt es nun heute 
vor, daß eine palästinensische 
Maschinenpistole vom Typ MP 5 
und ein israelisches Sturmgewehr 
vom Typ G 3 im Kampf aufeinan- 
dertreffen. Und wißt ihr, liebe Kin- 
der, was das Lustigste ist? Beide 
Waffen kommen aus Deutschland. 
Weil sie »äußerst zuverlässig und 
extrem präzise« sind, wie es in 
der Werbeschrift des deutschen 
Unternehmens Heckler und Koch 
steht, einer Firma, die erfolgreich 
seit 55 Jahren weltweit 1,5 Millio- 
nen Menschen in den Genuß kom- 
men ließ, äußerst zuverlässig und 
exakt erschossen zu werden. Dür- 
fen wir auf soviel deutsche Wertar- 
beit nicht auch einmal ein bißchen 
stolz sein, liebe Kinder? 


Auf deutsche Raketen-Schnell- 
boote und Hubschrauber und 
Panzerabwehrraketen im Libanon, 
Israel und Syrien? Und auf die 
Lieferung von Material zur Her- 
stellung von Giftgas für den Irak, 
damals, als der Irak noch unser 
Freund war, weil Saddam Hussein 
ein Freund der USA war, weil der 
Iran der Feind war, weil damals 
die iranische Regierung die ame- 
rikanischen Erdölfelder verstaat- 
licht hatte und deshalb der CIA 
den Schah an die Macht putschen 
mußte, damit der Iran wieder ein 
Freund der USA wird, weshalb 
nun der Irak ein Feind der USA 
war, bis Khomeni den Schah weg- 
revolutionierte und der Iran wieder 
ein Feind der USA wurde, weil der 
Iran nun Atombomben bauen will, 
für die er einst die Baupläne von 
Pakistan erhielt, das die Pläne von 
deutschen Rüstungsfirmen erhielt. 
Ge) 

Aber das müßt ihr euch gar nicht 
so genau merken, obwohl eigent- 
lich alles ganz logisch ist. Haupt- 
sache, ihr wißt nun, was man mit 
einem Krieg machen muß. Näm- 
lich beenden erst, wenn alle ge- 
nug daran verdient haben. Und 
das, liebe Kinder, ist nun wirklich 
nicht so schwer zu begreifen. 
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Die richtige Vergangenheitsbewältigung 
hieße, Israels Angriffe zu brandmarken! 


Alfred Grosser zur historischen Verantwortung der Deutschen 


Der auch in Deutschland sehr 
bekannte französische Politik- 
wissenschaftler Alfred Grosser 
fordert den Abzug Israels aus 
den besetzten Gebieten. Sein 
Appell an die Deutschen ist da- 
bei besonders bemerkenswert: 


Während die bundesdeutschen 
Politiker und Medien sich mit dem 
Blick auf die Vergangenheit fast 
ausnahmslos auf die Seite Israels 
stellen und die Augen vor der jahr- 
zehntelangen völkerrechtswidri- 
gen Unterdrückung des palästi- 
nensischen Volkes verschließen, 
mahnt er aus dieser Vergangen- 
heit eine moralische Verpflichtung 


der Deutschen an, Israel für seine 
Angriffe zu brandmarken und den 
gedemütigten Palästinensern bei- 
zustehen. 


»Vergangenheitsbewältigung 
in Deutschland, das bedeutet im 
aktuellen Fall, die israelischen 
Angriffe zu brandmarken und 
gleichzeitig die Demütigung der 
Palästinenser zu erwähnen. Ver- 
gangenheitsbewältigung heißt 
nicht, immer nur Israel recht zu 
geben.« 


In der Westdeutschen Allgemei- 
nen Zeitung (WAZ) vom 25.7.2006 
rief Grosser die Deutschen zum 
Umdenken auf: 


ià 
2% 


Alfred Grosser, 
ein einsamer Rufer in der Wüste 


»Israel begeht nichts anderes als 
Kriegsverbrechen« 


»Der französische Publizist Alfred 
Grosser (81) zeigt sich nach der 
dramatischen Eskalation des Nah- 
ost- Konflikts „verbittert und em- 


pört“. 


Vor allem mit Israel geht Gros- 
ser, der in Frankfurt aufwuchs und 
1933 mit der Familie vor den Nazis 
floh, hart ins Gericht. „Israel be- 
geht im Libanon nichts anderes als 
Kriegsverbrechen“, sagte der Poli- 
tikwissenschaftler im Gespräch mit 
der WAZ. 


„Hunderte Männer, Frauen und 
Kinder eines nicht im Krieg ste- 
henden Landes sind getötet wor- 
den, Elektrizitätswerke zerstört, 
Flughäfen lahm gelegt und die 
Küste blockiert.“ Hunderttausende 
im Libanon befänden sich auf der 
Flucht vor Bomben und Krieg, es 
drohten Krankheiten, Epidemien 
und Hungersnöte. 


Der weit verbreiteten Ansicht, 
wonach Israel noch nie so in Ge- 
fahr gewesen sei wie heute, wider- 
spricht Grosser entschieden. Der 
Ausweg aus dem Konflikt: das sei 
der israelische Auszug aus dem 


Gazastreifen und den besetzten 
Gebieten. „Und wir brauchen eine 
andere Sprache im Nahen Osten.“ 
Nicht die Sprache der Scharfma- 
cher im Stile Ariel Scharons, son- 
dern die eines Daniel Barenboim, 
des großen jüdischen Pianisten, 
der immer wieder mit spektaku- 
lären Gesten die Versöhnung mit 
den Palästinensern beschwört. 


Grosser weiß, daß harsche Kritik 
an Israel insbesondere in Deutsch- 
land seit dem Holocaust alles ande- 
re als politisch korrekt, ja geradezu 
verpönt ist. Gerade deshalb nimmt 
der streitbare Mann kein Blatt vor 
den Mund. „Ich bin als kleiner Jude 
in Frankfurt verachtet worden, des- 
halb kann ich die Verachtung nicht 
verstehen, die Israel heute für die 
Palästinenser übrig hat.“ 


Vergangenheitsbewältigung in 
Deutschland, das bedeute im aktu- 
ellen Fall, die israelischen Angriffe 
zu brandmarken und gleichzeitig 
die Demütigung der Palästinenser 
zu erwähnen. „Vergangenheitsbe- 
wältigung heißt nicht, immer nur 
Israel recht zu geben.“ 


Aber hat Grosser gar kein Ver- 
ständnis für die Sorgen Israels? 
Zumal Fanatiker — von der Hisbol- 
lah bis zu Irans Präsidenten Ahma- 
dinedschad - Israels Existenzrecht 
bestreiten und die Menschen mit 
Attentaten und Raketen terrorisie- 
ren? Doch, Grosser hat Verständ- 
nis für die Ängste Israels. Aber je 
mehr Repressalien die Menschen 
im Libanon und Gazastreifen trä- 
fen, desto mehr Freiwillige würden 
sich für Terrorakte melden: 


„Die libanesische Bevölkerung 
war vorher wütend auf die Hisbol- 
lah, jetzt ist sie es auf Israel.“ 


Von den westlichen Großmächten 
ist der Publizist ebenso enttäuscht 
wie von der EU. Die Amerikaner 
hätten längst ihre Vermittlerrolle im 
Nahost-Konflikt aufgegeben und 
sich bedingungslos auf die Seite 
Israels geschlagen. Deutschland 
und Frankreich wiederum riskier- 
ten keinerlei Konflikte mit den 
USA. Und die europäische Union? 
„Die gemeinsame Außenpolitik der 
EU - das ist Schweigen.“« 


(WAZ, 25.07.2006) 


ZUR VERPFLICHTUNG DER DEUTSCHEN 
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Grass und die Waffen-SS: Das Heulen 
der Wölfe und das Blöken der Schafe 


Ist die Mitgliedschaft in einer der tapfersten Truppen der Welt ein Makel? 


»Ene mene muh 
und raus bist DU!« 


Dieser Abzählreim aus Kin- 
dertagen kommt einem in den 
Kopf, wenn man den Wirbel 
und das widerwärtige wie lä- 
cherliche Medientheater um 
den Schriftsteller Günter Grass 
verfolgt, der vor einundsechzig 
Jahren in den letzten Kriegsmo- 
naten als 17-Jähriger aus dem 
Reichsarbeitsdienst zur Waf- 
fen-SS einberufen worden war. 


Statt von Anfang an dazu zu 
stehen, daß er damals zu dieser 
— später in der weltweiten Militär- 
literatur höchst geachteten und 
gelobten - Elitetruppe einberufen 
wurde, hatte der Literatur-Nobel- 
preisträger dies bisher aus fal- 
scher Scham verschwiegen und 
verdrängt, weil die Waffen-SS im 
Rahmen der bundesdeutschen 
Vergangenheitsvergewaltigung zu 
einer verbrecherischen Organisa- 
tion hingestellt wurde. 


Ei 


Dem Divisionsarzt Dr. Skalka, der wäh- 
rend der schweren Kämpfe um Arnheim 
mehr als 2.000 britische Schwerverwun- 
dete auf Befehl des Divisionsführers der 
9. SS-Panzerdivision „Hohenstaufen“ 
vor sicherer Vernichtung bewahrte und 
aus dem Kessel geleitete, sagte der bri- 
tische Div.-Geistliche: „Ganz England 
wird Ihnen diese Hilfsaktion danken!“ 


(»Der Freiwillige«, Heft 10, 1984) 
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Karteikarte des Kriegsgefangenen Günter Grass 


Der Grass-Biograph Michael Jür- 
ges verkündete das »Ende einer 
moralischen Instanz« und zog den 
moralischen Wert des gesamten 
Lebenswerkes von Grass in Zwei- 
fel. Der Tabu-Wächter Michael 
Wolffsohn, umstrittener Professor 
an der Bundeswehrakademie, er- 
klärte, Grass habe »sein morali- 
sierendes Lebenswerk entwertet«, 
und der Literatur-Kritiker Hellmuth 
Karasek meinte, mit dem Wissen 
um diese Vergangenheit hätte 
Grass wohl keinen Nobelpreis er- 
halten. 


Der tschechische PEN-Club er- 
wägt, Grass den 1994 verliehenen 
»Karel-Capek-Preis« wieder zu 
entziehen und der polnische Ex- 
Präsident Lech Walesa, der 1990 
gedroht hatte, Deutschland wür- 
de ausradiert, wenn es noch mal 
aufmucken würde (vgl. UN-Archiv 
7901), forderte Grass auf, die Eh- 
renbürgerschaft der Stadt Danzig 
zurückzugeben. 


Das Mitgefühl für Grass sollte 
sich jedoch in Grenzen halten: 
»Grass sieht seine Mitgliedschaft 
in dieser mörderischen Organi- 
sation, welche die Waffen-SS 
war, als menschlichen Makel, als 
persönliche Schande«, berichtet 
die Tagespresse. Wahrscheinlich 
war diese (fälschlich) gefühlte 
»Schande« auch der Grund für 


seine unerbittliiche Kritik an der 
Wiedervereinigung, die er im Hin- 
blick auf Auschwitz ablehnte und 
für seine Polemik gegen den Be- 
such von Kohl und Reagan auf 
dem Soldatenfriedhof Bitburg, auf 
dem Mitglieder der Waffen-SS 
begraben liegen. Wahrscheinlich 
wollte er damit seine eigene Ver- 
gangenheitsbewältigung betrei- 
ben, obwohl er sich absolut nichts 
vorzuwerfen hätte. 


Nun ist Grass ein Opfer der Ver- 
gangenheitsvergewaltigung ge- 
worden, an der er bisher teilge- 
nommen hat und die sich mit dem 
Abtreten der Erlebnisgeneration, 
die widersprechen könnte, von 
Jahr zu Jahr noch steigert. Seine 
Stimme hätte viel bewirken kön- 
nen, hätte er nicht geschwiegen, 
sondern von Anbeginn an aus ei- 
genem Erleben die Ehre einer der 
tapfersten Truppen der Welt gegen 
das Heulen der Wölfe (der Umer- 
zieher) und das Blöken der Schafe 
(der Nachplapperer) verteidigt. 


Statt sich zu schämen, hätte er 
sich schon 1952, als noch Reste 
der Wahrheit gesagt werden durf- 
ten, auf die Ehrenerklärung des 
ersten Bundeskanzlers der BRD, 
Konrad Adenauer, berufen sollen! 


Siehe dazu das Dokument 
zur Zeitgeschichte auf der 
Rückseite. 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Ehrenerklärung für die Soldaten der Waffen-SS 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler Bonn, den 17. 12. 1952 


/h 


Herrn 


Generaloberst a.D. Hauser 


Ludwigsburg / Wttbg. 


Asperger Str. 48 


Sehr geehrter Herr Generaloberst! 


Einer Anregung nachkommend teile ich mit, daß die 
von mir in meiner Rede vom 3. Dezember 1952 vor dem Deut- 
schen Bundestag abgegebene Ehrenerklärung für die Soldaten 
der früheren deutschen Wehrmacht auch die Angehörigen der 
Waffen-SS umfaßt, soweit sie ausschließlich als Soldaten 
ehrenvoll für Deutschland gekämpft haben. 


Mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung 
bin ich Ihr 
r 


(Adenauer) 


Wer sich ein Urteil über die Waffen-SS bilden will, dem empfehlen wir, u.a. folgende Bücher zu lesen: 


m Seidler, Franz W.: Avantgarde für Europa. Ausländische Freiwillige in Wehrmacht und Waffen-SS, Selent 2004 
m Steiner, Felix: Die Armee der Geächteten, Pr. Oldendorf 1971 

a Steiner, Felix: Die Freiwilligen der Waffen-SS, Idee und Opfergang, Göttingen 1958 

a Einer, G.: Treu ihrem Volk, Das Selbstverständnis der Soldaten der Waffen-SS, Osnabrück 1987 

a Klietmann, K.-G.: Die Waffen-SS, eine Dokumentation, Osnabrück 1965 

m Taege, Herbert: „Wo ist Kain?“ Enthüllungen und Dokumente zum Komplex Tulle und Oradour, Lindhorst1981 


m Weidinger, Otto: Tulle und Oradour — Die Wahrheit über zwei Vergeltungsaktionen der Waffen-SS, Coburg 
1999, 
siehe dazu zur Kurzinformation auch das A4-Blatt »Der Fall Oradour, Greuelpropaganda neu aufgewärmt«, 
Greil, Lothar, »Auf dem Stundenplan«, Folge 20, 1994 


DOKUMENTE ZUR ZEITGESCHICHTE 


Unabhängige Nachrichten - Postfach 10 17 06: D-46017 Oberhausen 


Schröder macht nicht nur Geschäfte 


und Vorsitzender Heye zeigen gemein- 
sam Gesicht 


Ex-Kanzler Schröder macht nicht 
nur in Gas und hält hochbezahl- 
te Vorträge bei den sogenannten 
Hedge-Fonds, die zu seiner Regie- 
rungszeit als »Heuschrecken« gal- 
ten, er zeigt auch Gesicht: 


Am 12.7.2006 präsentierte der 
ehemalige Regierungssprecher 
Uwe-Karsten Heye als Vorsitzen- 
der des Vereins »Gesicht Zeigen!«, 
Herrn Schröder als neuen Schirm- 
herren. Heye ist derjenige, der vor 
der Fußball-WM die Weltöffent- 
lichkeit bei Reisen in die BRD zur 


Vorsicht vor »Rechtsradikalen« 


warnte. 


Schröder betonte vor über 80 Me- 
dienvertretern und den Kameras 
von zehn Fernsehsendern, daß es 
ihm eine Ehre sei, die Arbeit seines 
Vorgängers Rau und des ebenfalls 
verstorbenen zweiten Vorsitzenden 
Paul Spiegel »gegen Fremden- 
feindlichkeit und Antisemitismus« 
fortzusetzen. 


Schröder mag also »Gesicht zei- 
gen«, wir aber bleiben dabei: 


Beweisen Sie Mur! 


ZIVILCOURAGE 


ZEIGT HEUTE DER, 
DER SICH ZUM 


HEIMATRECHT 


DER DEUTSCHEN IN 


DEUTSCHLAND 
BEKENNT! 


Liebe Leser, ganz privat: 


Moin — Moin, liebe Freunde und Förderer! 
Immer wieder ziehen wir aus den eingehenden Postbergen Erfreuliches 


wie diesen Brief hervor: 
»Moin — Moin! 


Anbei 20 Euro, bitte senden Sie mir eine entsprechende Anzahl UN 


7/2006. Hoch interessant, 
Danke und Glückwunsch« - 
Und dann die Unterschrift: 


Auf dem Blatt keine Anschrift, auf dem Umschlag kein Absender. Auf 
dem Poststempel steht ja schon lange kein Ort mehr, sondern »Briefzen- 
trum«. Also beginnt die »Krimiarbeit«: Kopie an alle Mitarbeiter von 


Bochum über Essen, Mülheim, Oberhausen bis Halle in Westfalen: Wer 
hat Briefwechsel mit einem, der so unterschreibt? Fehlmeldung, keiner 
weiß was. 


Warum berichten wir das? Mehr als hundert solcher Fälle haben sich im 
Laufe der Zeit angesammelt, nicht nur Briefe, auch Schecks mit unleser- 
licher Unterschrift von einem uns unbekannten Konto und Überweisun- 
gen ohne erkennbaren Einzahler. 

Wir bemühen uns, jedem, der einen Kostenbeitrag oder eine zusätzliche 
Spende schickt und nicht ausdrücklich gesagt hat, das wäre nicht nötig, 
einen Dankgruß zu senden. 

Wenn ein solcher oder auch angeforderte Blätter ausbleiben, melden Sie 
sich bitte! 

In diesem Sinne allen unseren Lesern und Förderern ein dankbares und 


fröhliches Moin — Moin, 
Thre UN -Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Otto Schily und die 
biometrischen Pässe 


Aufgrund einer Anfrage muß sich 
die Bundesregierung jetzt mit 
möglichen Verbindungen priva- 
ter Interessen des ehemaligen 
Bundesinnenministers Schily mit 
politischen Entscheidungen be- 
schäftigen. 


Unter Schilys Federführung 
wurde im »Kampf gegen den in- 
ternationalen Terrorismus« ent- 
schieden, künftig in die Pässe 
biometrische Merkmale einzufü- 
gen. 


Für zwei der in Frage kom- 
menden Biometrie-Unternehmen 
könnte das höchst gewinnbrin- 
gende Aufträge bedeuten. 


Wenn man Herrn Schily, der ja 
als sehr korrekter Minister galt, 
nichts unterstellen will, kann es 
nur ein reiner Zufall sein, daß er 
heute bei beiden Unternehmen 
einen Aufsichtsratsposten inne- 
hat und an der »Safe ID Soluti- 
ons AG« sogar mit einem Aktien- 
Anteil beteiligt ist. 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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Deutsche Soldaten nach Nahost? Nein Danke! 


»Eine Frage der Zeit« 


»Die atomar bewaffneten israelischen 
U-Boote aus deutschen Werften sind 
im Mittelmeerraum, aber auch im 
Persischen Golf aktiv, von wo aus sie 
den Iran bedrohen können. 

Es ist wohl nur noch eine Frage der 
Zeit, bis dieser Angriff — Entschul- 
digung: dieser neue „Krieg gegen 
den Terrorismus“ — offiziell gemacht 
wird.« 


Gerard Menuhin, Sohn des weltbekannten 
Geigenvirtuosen Yehudi Menuhin 


»Israel setzt im Gaza- 
Streifen C-Waffen ein« 


»Kairo — Das ägyptische Volkskomi- 
tee für Menschenrechte gab in einer 
Erklärung bekannt, die Militärs des 
zionistischen Regimes setzten bei 
ihren Angriffen auf die unschuldigen 
Palästinenser im Gazastreifen C-Waf- 
fen ein. Die in Saudi-Arabien erschei- 
nende Zeitung Aljasira schrieb unter 
Berufung auf dieses Komitee: „Die 
Kampfjets des israelischen Militärs 
bombardierten kürzlich die Bewoh- 
ner des Gazastreifens mit verbotenen 
brennenden Kampfstoffen mit chemi- 
schen Stoffen, die abnormale Brände 
in der Region auslösen und die zur 
Verbreitung einer Art Krebs führen.« 


(»IRIB« - das deutsche Programm des 
iranischen Rundfunks, 24.7.2006) 


Israel bricht Genfer 
Konvention 


»Berlin — Libanons Präsident Emile 
Lahoud beschuldigte Israels Militär, 
bei seiner Offensive im Libanon auch 
Phosphorbomben zu benutzen. Es sei 
fraglich, ob der Einsatz solcher Bom- 
ben gegen Zivilisten und Kinder nach 
der Genfer Konvention erlaubt sei.« 
(WAZ, 25.7.2006) 


Israels Racheakte 


»Tel Aviv — Die israelische Luftwaffe 
soll einem Zeitungsbericht zufolge für 
jeden Hisbollah-Angriff auf Haifa zehn 
Häuser in der libanesischen Haupt- 
stadt Beirut zerstören. Einen entspre- 
chenden Befehl habe Generalstabs- 
chef Dan Haluz gegeben, berichtete 
die israelische Tageszeitung „Maariv“ 
am Mittwoch. Für Raketenangriffe auf 
Haifa sei damit ein „bedeutender Preis“ 
festgelegt worden.« (dpa, 27.7.2006) 


Da die Sicherung Israels »aus histo- 
rischer Verantwortung« zur »Staats- 
räson Deutschlands« gehört, müß- 
ten deutsche Friedenstruppen Israel 
selbst dann gegen unschuldige Opfer 
verteidigen, wenn die israelische Ar- 
mee auch in Zukunft solche Kriegs- 
verbrechen begehen sollte. 


Deutsche Soldaten nach 
Nahost? Nein Danke! 


Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Juni 2005: 
Juni 2006: 


38,64 Millionen ” 
38,92 Millionen ? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
April 2006: 4.790.036 ” 


Juli 2006: 4.386.143 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
April 2006: 1.204.903 ” 


(aktuellere Daten wurden noch nicht veröffentlicht) 


Arbeitssuchende: 
April 2006: 
Juli 2006: 


Offene Stellen: 
April 2006: 
Juli 2006: 


Staatsverschuldung: 
1.519.473.259.257 Euro ° 


5.955.314 ” 
5.735.660 ” 


546.304 ” 
627.343 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro ® 


Schulden pro Kopf: 
19.7.2006: 


19.3.2006: 


18.348 ? 
18.418 ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 19.8.2006 
2) Statistisches Bundesamt, 1.8.2006 
3) www.steuerzahler.de, 19.8.2006 
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EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
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